
Schriften des Landtages Brandenburg Heft 1/2018

Jahresbericht  
des Petitionsausschusses  

vom 17. Oktober 2017 







INHALT2

Inhalt

Vorwort  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 4

Mitglieder des Petitionsausschusses .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 6

Bericht .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 8

I. 	 Statistische Angaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                          	 8

II. 	Rechtsgrundlagen und Funktion des Petitionsrechts  . . . . . . . . . . . . .              	 8

III. 	Allgemeines . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                  	 9
11. Zusammenarbeit mit Behörden .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 9
12. Ortstermine und Öffentlichkeitsarbeit  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 9
13. Informationsreise des Petitionsausschusses  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 10

IV. Thematische Schwerpunkte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                    	 11
11. Umsetzung des Schallschutzprogramms im Umfeld des BER .  .  .  .  .  .  .  	 11
12. Altanschließerproblematik  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 12
13. Windenergieanlagen/Windparks  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 12
14. Bildung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 13
15. Beamtenbesoldung . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 14

V. Exemplarische Fälle aus der Arbeit des Petitionsausschusses . . . . . .       	 16
11. Notwendigkeit und Umfang des Umbaus eines Kreisverkehrs  .  .  .  .  .  .  	 16
12. Bekämpfung von Verkehrslärm  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 18
13. Lärmschutzwand an einem Discountmarkt  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 20
14. Kostentragung für erfolgte Teilfällung eines Baumes  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 21
15. Baumfällgenehmigungen  . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 22
16. Zinsen in ungeahnter Höhe  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 24
17. Rückerstattung von Gewerbesteuern  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 25
18. Zweitwohnungssteuer für ein Gartenhaus  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 26



INHALT 3

19. Zahlung von Krankengeld  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 27
10. Kostenübernahme für Insulininjektionen in einer Behindertenwerkstatt 	 28
11. Aufgabe und Verhalten der Rechtsanwaltskammer  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 29
12. Esskultur im Justizvollzug  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 31

Übersicht: 
Verteilung der Petitionen auf Sachgebiete  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 34

Kontakt  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  	 36



4 VORWORT

Sehr geehrte Mitbürgerinnen und 
Mitbürger,

auch im abgelaufenen Berichtsjahr 
vom 8. Oktober 2016 bis zum 7. Okto-
ber 2017 waren die Nachfrage und das 
Interesse an der Arbeit vom Petitions-
ausschuss des Landtages Branden-
burg ungebrochen. Hinsichtlich des Ein-
gangs einer fast gleichen Anzahl von 
Petitionen wie im vorvergangenen Be-
richtsjahr 2015–2016 ist anzumerken, 
dass sich dagegen die Anzahl der Mit-
unterzeichner in etwa verdoppelt hat. 
Diese Tatsache lässt den Schluss zu, 
dass die jeweiligen Beschwerdeführer 
und ihre Unterstützer darauf vertrau-
en, dass ihre Anliegen durch den Aus-
schuss eine sachgerechte Behandlung 
finden. Auch wenn die Bearbeitung der 
vorgetragenen Kritiken oder auch An-
regungen im Einzelfall nicht mit dem 
vom Petenten erhofften Ergebnis endet, 
kann ich Ihnen – auch im Namen aller 
Ausschussmitglieder – versichern, dass 
wir zu jeder Zeit bemüht sind, alle ein-
gereichten Petitionen mit der gebotenen 
Objektivität, Sorgfalt und Gründlichkeit 
zu prüfen.

Mit der vorliegenden Broschüre 
möchte ich Ihnen einen Überblick von 
der Arbeit des Petitionsausschusses, 
seinen Rechts- und Arbeitsgrundlagen 
sowie den thematischen Schwerpunk-
ten der vorgetragenen Petitionsanliegen 
im gegenständlichen Zeitraum vermit-
teln. Anhand von zwölf – natürlich ano-
nymisierten – Einzelfällen können Sie 
sich außerdem ein Bild von der Band-
breite der mit Petitionen angesproche-
nen Themen machen. Wie Sie auch der 
am Ende der Broschüre abgedruckten 
Statistik zur Verteilung der eingereich-
ten Petitionen auf verschiedene Sachge-
biete entnehmen können, werden nahe-
zu alle Bereiche des öffentlichen Rechts 
thematisiert, wobei sich jedoch deren 
Gewichtung unterscheidet. Hieraus kön-
nen Sie wiederum ablesen, welche The-
menbereiche die Bürgerinnen und Bür-
ger am stärksten beschäftigten.

Das Petitionsrecht ist ein Jeder-
mannsrecht und damit nicht an Wohn-
ort, Geschlecht, Nationalität, Alter 

Vorwort
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oder Geschäftsfähigkeit des jeweili-
gen Beschwerdeführers gebunden. Die 
Zuständigkeit vom Petitionsausschuss 
des Landtages Brandenburg richtet sich 
nach dem Beschwerdegegenstand. So 
muss zwischen der Regelungskom-
petenz auf Landes- oder Bundesebe-
ne genauso unterschieden werden, wie 
eine Abgrenzung von zivilrechtlichen 
Belangen vorzunehmen ist. Tragen Sie 
sich mit dem Gedanken, eine Petiti-
on einzureichen, sind sich aber unsi-
cher, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang Ihr Anliegen in den Zuständig-
keitsbereich vom Petitionsausschuss 
des Landtages Brandenburg fällt, möch-
te ich Sie an dieser Stelle auch auf die 
quartalsweise durchgeführten Bürger-
sprechstunden des Ausschusses hin-
weisen. Dort stehen Ausschussmitglie-
der in den Verwaltungen der Landkreise 
bzw. kreisfreien Städte als direkte 
Ansprechpartner und Berater zu den 
Möglichkeiten einer Petition zur Verfü-
gung. Die aktuellen Termine entneh-
men Sie bitte der Internetseite des Aus-
schusses.

Mit der vorliegenden Broschü-
re wünsche ich Ihnen eine interessan-
te Lektüre und bedanke mich im Namen 
aller Ausschussmitglieder für das bisher 
entgegengebrachte Vertrauen sowie Ihr 
Interesse.

Henryk Wichmann
Vorsitzender des Petitionsausschusses

Das Petitionsrecht
Ein Grundrecht für alle

Landtag BrandenburgPetitionsausschuss
Alter Markt 1

14467 PotsdamTelefon 0331 966-1135Fax 0331 966-1139petitionsausschuss@landtag.brandenburg.dewww.petition.landtag.brandenburg.de

• Fügen Sie möglichst aussagekräftige Unterlagen 
in Kopie oder als Datei bei (z. B. Bescheide, sons-
tiger Schriftverkehr).

• Geben Sie Ihren Namen und Ihre Adresse an. Bei 
einer Petition von mehreren Personen genügt die 
Anschrift einer Person, die als Ansprechpartner 
für den Ausschuss fungiert.

Sie können Ihre Petition entweder schriftlich oder 
elektronisch einreichen. 
Entscheiden Sie sich für die Schriftform, müssen 
Sie die Petition eigenhändig unterzeichnen. Hilfe-
stellung beim Abfassen einer schriftlichen Petition 
bietet ein im Internet unter www.petition.landtag.
brandenburg.de eingestellter Vordruck. Eine schrift-
liche Petition senden Sie schließlich an den Landtag 
Brandenburg, Petitionsausschuss, Postfach 601064, 
14410 Potsdam oder per Fax an 0331 966-1139.Möchten Sie Ihre Petition auf elektronischem Weg 
einreichen, muss ein Verfahren verwendet werden, 
das die Person des Petenten erkennen lässt. Neben 
E-Postbrief oder Ähnlichem steht hierfür insbeson-
dere das Online-Formular im Internet unter www.
petition.landtag.brandenburg.de zur Verfügung. Eine 
einfache E-Mail ist dagegen nicht ausreichend.Kosten entstehen Ihnen durch das Tätigwerden des 
Petitionsausschusses nicht.

Wann kann der Ausschuss nicht tätig werden?• bei Beschwerden über Bundesbehörden oder 
 Bundesgesetze Zuständig ist hier der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages, Platz der Republik 1, 

11011 Berlin.
• bei Beschwerden über Behörden anderer  Bundesländer  Zuständig ist der Petitionsausschuss des jeweili-
gen Landesparlaments.  

Vorprüfung der Petition

Zuständige Behörden und Fachgremien

Beratung im Petitionsausschuss

Zuständige 
Behörden 
und Fach­
gremien

Petent
Petition

u

Petent

Empfehlungabschließende Antwortu

Einholung von  Stellungnahmen

Stellungnahmen

• bei gerichtlichen Entscheidungen Gerichtsentscheidungen sind der  Überprüfung 
durch den Petitionsausschuss entzogen. Die Rechtsprechung ist nach dem Grundgesetz un-
abhängigen Richtern anvertraut. Deshalb können 
gerichtliche Entschei dungen wiederum nur von 
Gerichten überprüft werden.

• bei privatrechtlichen Auseinandersetzungen  
Der Petitionsausschuss hat nicht die Befugnis, 
Beschwerden über andere Bürger zu überprüfen; 
er darf sich also nicht in Privatstreitigkeiten wie 
Nachbarschaftsstreitigkeiten, Familienstreit oder 
Auseinandersetzungen zwischen Vertragspartei-
en einmischen. In solchen Fällen kann ein Mieter-
verein, eine Verbraucherzentrale oder anwaltliche 
 Unterstützung helfen. 
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Vorsitzender:		  Stellvertretende Vorsitzende:
Henryk Wichmann		  Elisabeth Alter

		

Ordentliche Mitglieder:

SPD
Elisabeth Alter	 Barbara Hackenschmidt	 Ina Muhß	 Gabriele Theiss

	 	 	

CDU
Kristy Augustin	 Henryk Wichmann

	

Mitglieder des Petitionsausschusses
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DIE LINKE
Dr. Andreas Bernig	 Margitta Mächtig

	

AfD
Andreas Galau

GRÜNE/B90
Heide Schinowsky

Stellvertretende Mitglieder

SPD: Tina Fischer, Ralf Holzschuher, Britta Müller, Wolfgang Roick

CDU: Andreas Gliese, Uwe Liebehenschel

DIE LINKE: Marco Büchel, Isabelle Vandre

AfD: Steffen Königer

B90/GRÜNE: Michael Jungclaus
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I.  
Statistische Angaben

Im Berichtszeitraum sind beim Petiti-
onsausschuss des Landtages 663 Pe-
titionen eingegangen, die insgesamt 37 
578 Personen unterzeichneten. Von die-
sen Petitionen wurden 391 abschließend 
bearbeitet. In 13 Sitzungen behandelte 
der Ausschuss 780 Petitionen, darun-
ter auch solche, die aus dem vorherge-
henden Berichtszeitraum übernommen 
wurden. Teilweise erfolgte eine Beratung 
in mehreren Sitzungen wegen erneuter 
Zuschriften oder weil eine weitere Sach-
verhaltsaufklärung notwendig wurde.

Über die Aufteilung der Petitionen 
nach Sachgebieten hat der Ausschuss 
das Plenum in den vierteljährlich vorge-
legten Übersichten zu Petitionen unter-
richtet. Die Verteilung der Petitionen auf 
die Sachgebiete im Berichtszeitraum 
kann der diesem Jahresbericht beige-
fügten Statistik entnommen werden.

II.  
Rechtsgrundlagen und Funktion 
des Petitionsrechts

Der Petitionsausschuss des Landtages 
Brandenburg wird auf der Grundlage 
des Artikels 17 des Grundgesetzes, der 
Artikel 24 und 71 der Landesverfassung 
und des Petitionsgesetzes des Landes 
Brandenburg tätig.

Nach den verfassungsrechtlichen 
Regelungen ist jedermann berechtigt, 
sich einzeln oder in Gemeinschaft mit 
anderen mit Anregungen, Kritik oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen 
oder die Volksvertretungen zu wenden. 
Gemäß Artikel 71 der Verfassung des 
Landes Brandenburg entscheidet grund-
sätzlich der Petitionsausschuss über die 
an den Landtag gerichteten Petitionen.

Bericht
über die Arbeit des Petitionsausschusses gemäß § 12 des Gesetzes über die 
Behandlung von Petitionen an den Landtag Brandenburg  
(Berichtszeitraum: 8. Oktober 2016 bis 7. Oktober 2017)
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Das Parlament erhält durch die den 
Petitionen zugrunde liegenden Sachver-
halte Informationen, die wichtige Impul-
se für parlamentarische Initiativen geben 
können und die die Ausübung der Kon-
trollfunktion des Parlaments gegenüber 
der Landesregierung unterstützen. Ist 
der Ausschuss nicht zuständig, leitet 
er die Petition an die zuständige Volks-
vertretung, wie zum Beispiel den Deut-
schen Bundestag oder die Ausschüsse 
in den Parlamenten anderer Bundes-
länder, weiter. An die Fachausschüsse 
innerhalb des Landtages leitet der Aus-
schuss die Anliegen dann weiter, wenn 
sie sich auf konkrete Gesetzgebungs-
vorhaben beziehen oder wenn davon 
auszugehen ist, dass sie für die Arbeit 
des Fachausschusses von Relevanz 
sein könnten. 

Der Bericht des Ausschusses 
befasst sich im Folgenden zunächst mit 
allgemein berichtenswerten Sachverhal-
ten aus der Tätigkeit des Ausschusses 
seit seinem letzten Jahresbericht (III.). 
Es folgt eine Darstellung von Schwer-
punkten der Petitionsbearbeitung (IV.). 
Daran schließt sich eine Schilderung 
verschiedener Einzelfälle an, die für die 
Arbeit des Ausschusses beispielhaft 
sind (V.).

III. Allgemeines

1. 	Zusammenarbeit mit Behörden

Zur Vorbereitung der Beschlüsse über 
die Beschwerden, die den Ausschuss 
erreichen, haben die Mitglieder der Lan-
desregierung, die Behörden, aber auch 

kommunale Körperschaften, dem Aus-
schuss auf dessen Verlangen Auskunft 
zu erteilen. In der Regel erfolgt dies 
durch Stellungnahmen der in den Pe-
titionen kritisierten Dienststellen oder 
aber der Aufsichtsbehörden. Unter Zu-
hilfenahme der Auskünfte prüft der Aus-
schuss die Anliegen der Petenten. Nicht 
selten konnte der Ausschuss feststel-
len, dass bereits eine Überprüfung des 
Sachverhaltes aufgrund seines Stellung-
nahmeersuchens zu einer Neubewer-
tung mit einem für den Petenten positi-
ven Ergebnis führte. 

2. 	Ortstermine und 
Öffentlichkeitsarbeit

Lässt sich ein Sachverhalt nicht anhand 
der vorliegenden Unterlagen abschlie-
ßend klären, kann eine Inaugenschein-
nahme vor Ort erforderlich sein, um die 
Angelegenheit angemessen beurteilen 
zu können. Die Ausschussmitglieder, 
insbesondere die für die jeweilige Petiti-
on zuständigen Berichterstatter, haben 
deshalb Ortstermine durchgeführt, bei 
denen die Petenten oftmals ebenfalls 
anwesend waren. Im Berichtszeitraum 
fanden unter anderem Vor-Ort-Termine 



10 BERICHT

zum Ausbau von Ortsdurchfahrten statt. 
Auch wurden Gespräche mit Inhaftierten 
und Mitarbeitern der Justizvollzugsan-
stalt Luckau-Duben geführt. 

Die zu Beginn der 5. Legislaturperi-
ode eingeführten Bürgersprechstunden 
werden auch in dieser Wahlperiode in 
den Landkreisen und kreisfreien Städten 
durchgeführt. Im aktuellen Berichtszeit-
raum begaben sich Ausschussmitglie-
der im November 2016 nach Oranien-
burg, im März 2017 nach Eberswalde, 
im Juni 2017 nach Seelow und im Sep-
tember 2017 nach Frankfurt (Oder). Im 
Rahmen dieser Sprechstunden hatten 
Bürger die Möglichkeit ihre Anliegen 
mündlich vorzutragen, um dann mit den 
anwesenden Abgeordneten das weitere 
Vorgehen zu besprechen oder schriftli-
che Petitionen zu übergeben. 

Darüber hinaus hatten Bürger die 
Möglichkeit, sich am Tag der offenen Tür 
im Landtag Brandenburg am 1. Juli 2017 
über die Arbeit des Petitionsausschus-
ses zu informieren und am Informations-
stand Gespräche mit Ausschussmitglie-
dern zu führen.

3. 	Informationsreise des 
Petitionsausschusses 

Vom 24. bis 28. April 2017 unternahm 
der Petitionsausschuss erstmalig eine 
Informationsreise. Sie führte die teilneh-
menden Abgeordneten nach Tirol und 
Südtirol. Im Vordergrund standen Ge-
spräche mit den Vertretern verschie-
dener Institutionen, an die sich Bürger 
mit ihren Anliegen wenden können, und 
die Erörterung der Möglichkeiten zur 
Wahrnehmung einer direkten Demokra-
tie. In Innsbruck informierten sich die 
Mitglieder des Ausschusses über das 
„Europäische Ombudsmann-Institut“ 
und führten dort Gespräche, insbeson-
dere zur Vernetzung der Ombudsmann-
Einrichtungen mit dem Präsidenten des 
Instituts, dem Bürgerbeauftragten von 
Rheinland-Pfalz, Herrn Dieter Burgard, 
sowie dem Generalsekretär, Herrn Dr. 
Josef Siegele. Von der Tiroler Landes-
volksanwältin Frau Marie Luise Ber-
ger erfuhren die Abgeordneten, welche 
Aufgaben und Handlungsmöglichkei-
ten eine Volksanwältin hat. Mit den Mit-
gliedern des Petitionsausschusses des 
Tiroler Landtages tauschten sich die 
Ausschussmitglieder über deren Zu-
ständigkeiten und Tätigkeitsschwer-
punkte aus. In Bozen begrüßte die 
Volksanwältin Südtirols, Frau Dr. Gabri-
ele Morandell, die Ausschussmitglieder. 
Sie hatte die Reise bei einer gemeinsa-
men Tagung der Vorsitzenden und stell-
vertretenden Vorsitzenden der Petitions-
ausschüsse des Bundes und der Länder 
sowie internationaler Gäste angeregt. 
Durch die Landesrätin, Frau Waltraud 
Deeg, erhielten die Delegationsmitglie-

Bürgersprechstunde im Landkreis Barnim,  
9. März 2017
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der einen Einblick in die Südtiroler Lan-
desverwaltung. Ergänzend trug der Bür-
germeister der Gemeinde Bozen, Herr 
Dr. Renzo Caramaschi, zu den kommu-
nalpolitischen Besonderheiten von Bo-
zen vor. Die Möglichkeiten der Bürger-
beteiligung waren ebenfalls Thema bei 
einem Treffen mit den Mitgliedern des 
I. Gesetzgebungsausschusses des Süd-
tiroler Landtages und mit Vertretern der 
„Initiative für mehr Demokratie“. Schließ-
lich hatte die Delegation in Brixen die 
Gelegenheit, mit der Stadträtin Frau 
Dr. Paula Bacher über die Gemeinde-
struktur und die verschiedenen Beteili-
gungsrechte der Bürger zu sprechen. 

IV. Thematische Schwerpunkte

1. 	Umsetzung des Schallschutz­
programms im Umfeld des BER

Bereits seit Beginn der Legislatur be-
schäftigt das Thema Schallschutz im 
Umfeld des Flughafens Berlin Branden-
burg (BER) den Petitionsausschuss. In 
den Petitionen des Berichtszeitraums 
standen oftmals Einzelaspekte der Um-
setzung des Schallschutzprogramms 

im Vordergrund, wie unter anderem die 
Anerkennung von Wintergärten als zu 
schützende Räume, die Priorisierung 
der Innen- statt der Außendämmun-
gen von Gebäuden, die Erstellung von 
Lüftungskonzepten, die Geeignetheit 
bestimmter Schalldämmlüfter und die 
Einschätzung von Gutachtern zu den 
Nutzungen einzelner Räumlichkeiten. 

Der Ausschuss musste die Peten-
ten darauf hinweisen, dass Ansprüche in 
Einzelfällen erst einmal zwischen ihnen 
und der Flughafen Berlin Brandenburg 
GmbH (FBB) zu klären seien. Lediglich 
wenn systematische Verfehlungen bei 
der Umsetzung der Schallschutzauf-
lagen vorliegen, wenn also die Umset-
zung der Schutzziele des Lärmschutz-
konzeptes prinzipiell infrage steht, ist 
die Genehmigungs- und Planfeststel-
lungsbehörde verpflichtet, aufsichts-
rechtlich einzuschreiten. Das Vorgehen 
der FBB wurde auch an anderer Stelle 
im Parlament intensiv diskutiert. So wur-
den zahlreiche Einzelfragen des Schall-
schutzes in Anhörungen des Sonder-
ausschusses BER zu Beginn des Jahres 
2017 erörtert. Im Ergebnis entsprach die 
Beurteilung von Sachverhalten durch 
die FBB nicht durchgängig der Ansicht 
der Parlamentarier, was letztlich zu einer 
Aufforderung der Abgeordneten an die 
Landesregierung führte, gegenüber der 
FBB Vollzugshinweise zu erlassen, ins-
besondere im Hinblick auf die Prüfung 
von Maßnahmen zur Außenschalldäm-
mung und die Beurteilung, welchem 
Zweck ein Raum dient. Obwohl der Peti-
tionsausschuss den Petenten mit ihren 
Einzelanliegen nicht immer weiterzuhel-

Besuch im Südtiroler Landtag, 27. April 2017



12 BERICHT

fen vermochte, konnte er doch darauf 
verweisen, dass der Landtag die Fra-
gen im Zusammenhang mit der Schall-
schutzproblematik thematisiert hat und 
hinsichtlich einiger Aspekte um Abhilfe 
bemüht ist. 

2. 	Altanschließerproblematik 

Das Thema Altanschließerbeiträge be-
schäftigte die Mitglieder des Ausschus-
ses weiterhin in zahlreichen Petitionen. 
Im Vordergrund standen die Aufhebung 
der Beitragsbescheide durch die Kom-
munen und die Wasser- und Abwasser-
verbände sowie die Rückzahlung be-
reits gezahlter Beiträge, nachdem das 
Bundesverfassungsgericht in einer Ent-
scheidung im Jahr 2015 einen Verstoß 
gegen das Rückwirkungsverbot in der 
Anwendung der entsprechenden Ge-
setzgebung Brandenburgs erkannt hat-
te. Der Ausschuss bemühte sich, die Pe-
tenten umfassend über die Hintergründe 
und die rechtlichen Grundlagen der Pro-
blematik aufzuklären. Im Wesentlichen 
musste er aber auf die Entscheidungs-
hoheit der Kommunen und der Zweck-
verbände verweisen. Nicht zuletzt war 
zu berücksichtigen, dass die in Rede 

stehenden Bescheide im Allgemei-
nen bereits bestandskräftig waren, das 
heißt, dass kein Widerspruch oder keine 
Klage in der Sache mehr anhängig war. 
Der Ausschuss ist sich bewusst, dass 
dies von den Betroffenen nicht immer 
nachvollzogen werden kann, weil grund-
sätzlich auch bei bestandskräftigen Be-
scheiden die Möglichkeit einer freiwil-
ligen Rücknahme und einer ebenfalls 
freiwilligen Rückzahlung im Rahmen ei-
nes Ermessensspielraumes besteht. Die 
Kommunen und Verbände haben jedoch 
auch ihre wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit zu berücksichtigen und die Trink-
wasserver- und Abwasserentsorgung 
weiterhin sicherzustellen. Häufig ent-
schieden sich die Aufgabenträger daher 
gegen eine Rückzahlung. Den Petenten 
musste mitgeteilt werden, dass es nach 
Auffassung des Ausschusses wohl nicht 
mehr zu einer von allen Betroffenen als 
gerecht empfundenen Lösung der Alt-
anschließerproblematik kommen wird. 

3. 	Windenergieanlagen/Windparks

Zahlreiche Petitionen hatten die ver-
schiedenen Aspekte des Ausbaus der 
Windkraft zum Thema. Sie wurden von 
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Einzelpersonen eingereicht, aber auch 
als Sammelpetitionen von Bürgerinitiati-
ven. Die Kritik war dabei zumeist auf die 
Ausweisung von Eignungsgebieten für 
die Windenergienutzung durch die Re-
gionalplanung gerichtet, des Weiteren 
auch auf die kommunale Bauleitplanung 
und einzelne Genehmigungsverfahren. 
Neben sehr spezifischen Einzelfragen 
wurden immer wieder ähnliche Aspek-
te thematisiert. Dazu gehörten insbe-
sondere Fragen der Belastungen durch 
Infraschall und deren wissenschaftli-
che Beurteilung, die Berücksichtigung 
naturschutzfachlicher Belange, etwai-
ger Schattenschlag und die Beeinflus-
sung des Landschaftsbildes sowie die 
Durchführung gesetzlich erforderlicher 
Umweltverträglichkeitsprüfungen. Auch 
die Entscheidung des Landtages, von 
der Öffnungsklausel des § 249 Absatz 3 
Baugesetzbuch, also der bis Ende 2015 
befristeten Möglichkeit zur Festlegung 
von Mindestabständen für neue Wind-
turbinen von der Wohnbebauung (ins-
besondere die sog. 10-H-Regelung), 
keinen Gebrauch gemacht zu haben, 
wurde wiederholt beanstandet. 

Die Stellungnahmen der Regiona-
len Planungsgemeinschaften, der kom-
munalen Entscheidungsträger und der 
Landesbehörden machten deutlich, 
dass die angesprochenen Kritikpunk-
te zumeist im Rahmen der Bürgerbe-
teiligung, die in den Planungsverfahren 
weitgehend vorgesehen sind, bereits 
vorgebracht worden waren und zum Teil 
in den entsprechenden Interessenab-
wägungsprozessen auch berücksich-
tigt wurden. Von den Betroffenen wur-

de dies oft anders empfunden. Letztlich 
musste der Petitionsausschuss, wenn 
auch nach einer oft sehr komplexen 
Begutachtung, darauf verweisen, dass 
der weit überwiegende Teil der bean-
standeten Punkte in den Bereich der 
kommunalen Selbstverwaltung fällt und 
mithin der Beanstandung durch den 
Ausschuss entzogen war. 

4. 	Bildung

Anknüpfend an den Jahresbericht 2015–
2016 soll an dieser Stelle auch der Be-
reich Bildung und hier insbesondere 
das Thema der Klassengrößen ange-
sprochen werden. Gemäß Ausschuss-
beschluss wurde im Berichtszeitraum 
ein besonderes Augenmerk auf Über-
schreitungen der Richtwerte und Band-
breiten für die Bildung von Schulklas-
sen gerichtet, da eine Anhörung des 
Staatssekretärs im vorangegangenen 
Berichtszeitraum unter Verweis auf den 
„Soll“-Charakter der einschlägigen Vor-
schriften keine Annäherung erbracht 
hatte. Veranlasst durch zwei weite-
re Petitionen zum Thema Klassenstär-
ke für das Schuljahr 2016/2017 wurde 
der Fachausschuss für Bildung, Jugend 
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und Sport um Stellungnahme gebeten, 
in der dieser dann auf den Einzelfall-
charakter der ihm zur Kenntnis gegebe-
nen Petitionssachverhalte verwies. Eine 
landesweite Betrachtung der Klassen-
stärken würde ergeben, dass im Schul-
jahr 2015/2016 lediglich 1,2 Prozent der 
Grundschulklassen über dem empfoh-
lenen Richtwert von maximal 28 Schü-
lerinnen und Schülern lagen. Die gro-
ße Mehrzahl hatte dagegen eine Größe 
entsprechend der Richtfrequenz von 23 
Schülerinnen und Schülern oder lag so-
gar darunter. 

Neue Verwaltungsvorschriften über 
die Unterrichtsorganisation (VV-Unter-
richtsorganisation) wurden mit Wirkung 
zum 1. August 2017 in Kraft gesetzt. Sie 
enthalten jedoch keine Änderung hin-
sichtlich der Bandbreiten und Richtwerte 
für die Klassenbildung sowie deren 
„Soll“-Charakter. Die überarbeitete Son-
derpädagogikverordnung des Landes 
regelt – allerdings nur noch als Über-
gangsvorschrift – in ihrem § 18 Absatz 2: 
„Im Schuljahr 2017/2018 sollen in Klassen 
mit gemeinsamem Unterricht nicht mehr 
als 23 Schülerinnen und Schüler unter-
richtet werden, von denen nicht mehr als 

vier Schülerinnen und Schüler einen son-
derpädagogischen Förderbedarf haben 
sollen. Über Abweichungen entscheidet 
das zuständige staatliche Schulamt im 
Benehmen mit der Schulkonferenz und 
dem Schulträger.“ Zum Schuljahres-
wechsel im Sommer 2017 war allerdings 
entgegen dem Vorjahr festzustellen, dass 
nicht eine Petition zum Thema Klassen-
bildung/Klassenstärke beim Ausschuss 
einging. Dagegen mehrte sich im Verlauf 
des Jahres die Kritik an fehlenden Lehr-
kräften und damit einhergehendem 
Unterrichtsausfall.

5. 	Beamtenbesoldung

Im Berichtszeitraum erreichten den 
Petitionsausschuss mehrere, zum Teil 
wortgleich abgefasste Petitionen von 
Beamten, in denen Kritik an der Besol-
dung geübt wurde. Sie standen im Zu-
sammenhang mit einem vom Landtag im 
Juni 2017 beschlossenen Gesetz zur Be-
soldungsanpassung, das unter anderem 
auch das sogenannte Nachzahlungsge-
setz beinhaltet. Mit diesem Gesetz wur-
de auf Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts reagiert. Das höchste 
deutsche Gericht hatte die Alimentation 
von Richtern und Beamten in den Bun-
desländern Sachsen und Sachsen-An-
halt als unangemessen eingestuft. Auch 
wenn die Entscheidungen unmittelba-
re Bindungswirkung nur für die betref-
fenden beiden Bundesländer entfalten, 
wurde die Notwendigkeit gesehen, an-
hand der vom Bundesverfassungsge-
richt entwickelten Kriterien zur Amtsan-
gemessenheit der Alimentation auch 
die Besoldung im Land Brandenburg zu 
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überprüfen. Diese Überprüfung ergab 
aus Sicht der Landesregierung und des 
Landesgesetzgebers, dass rückwirken-
de Korrekturen für die Jahre 2004 bis 
2014 erfolgen müssen. Daraufhin wurden 
Nachzahlungen gesetzlich verankert, 
allerdings nur für diejenigen Beamten, 
hinsichtlich derer für das jeweilige Jahr 
noch Klage- oder Widerspruchsverfah-
ren zur Besoldung anhängig sind. 

Bei den Petenten handelte es sich 
um Beamte, die nicht zum Kreis der 
Berechtigten für den Erhalt der Nach-
zahlungen gehören, da sie nicht mit 
entsprechenden Klagen oder Wider-
sprüchen die Angemessenheit ihrer 
Besoldung infrage gestellt haben. Sie 
empfanden die festgelegte beschränk-
te Nachzahlungsregelung als unge-
recht gegenüber all den Beamten, die 
im Vertrauen darauf, dass ihr Dienst-
herr sie verfassungskonform alimen-
tiert, die Besoldungshöhe nicht ange-
zweifelt haben. Der Petitionsausschuss 
konnte den in den Petitionen zum Aus-
druck gekommenen Unmut durchaus 
nachvollziehen. Da er aber an die aktu-
elle Beschlusslage des Landtages Bran-
denburg gebunden ist, musste er sich in 

seinen Antworten an die Petenten dar-
auf beschränken, mit erläuternden Hin-
weisen um Verständnis für die Entschei-
dung des Landtages zu werben. 

Die Petenten erhielten die Informa-
tion, dass die von ihnen aufgeworfene 
Thematik auch in der im Rahmen des 
parlamentarischen Gesetzgebungs-
verfahrens vom zuständigen Fachaus-
schuss durchgeführten öffentlichen 
Anhörung erörtert worden war, es aber 
nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts keine Verpflichtung 
zu einer allgemeinen rückwirkenden 
Behebung eines Verfassungsverstoßes 
gegen das Alimentationsprinzip gibt. 
Gleichzeitig wurde darauf verwiesen, 
dass der letztlich vom Landtag getroffe-
ne Beschluss, nicht rückwärtsgewandt 
Nachteile aus der Vergangenheit über 
das verfassungsrechtlich vorgeschrie-
bene Maß hinaus durch Einmalzahlun-
gen an alle Beamten auszugleichen, 
mit der Entscheidung einherging, statt-
dessen die Besoldung für alle Beamten 
für die Zukunft und auch rückwirkend 
zum Beginn des Jahres 2017 nachhal-
tig zu verbessern. Hierzu gehören die 
zeit- und wirkungsgleiche Übernahme 
des im Februar 2017 vereinbarten Tarif-
abschlusses für die Tarifbeschäftigten 
des öffentlichen Dienstes der Länder 
und die weitere Anhebung der Beam-
tenbezüge in den Jahren 2017 und 2018 
um jeweils zusätzliche 0,5 Prozentpunk-
te, die ebenfalls zeit- und wirkungsglei-
che Übernahme des Abschlusses für 
die Tarifbeschäftigten für die Jahre 2019 
und 2020 wiederum mit einer Aufsto-
ckung um jeweils weitere 0,5 Prozent-
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punkte sowie als weiteren Anreiz für die 
Aufnahme einer Tätigkeit und für den 
Verbleib in der Verwaltung des Landes 
Brandenburg die Zahlung eines Attrak-
tivitätszuschlags für die Jahre 2017 bis 
2020 in Höhe von insgesamt 2.000 Euro.

Einige Petenten vertraten die Auf-
fassung, dass auch die über 10 000 
Beamten, die in der Vergangenheit einen 
Widerspruch dagegen erhoben hat-
ten, dass Ihnen die damals noch exis-
tierende, an eine Steuerschätzungspro-
gnose gekoppelte Sonderzahlung im 
Jahr 2008 nur in gekürzter Höhe gezahlt 
wurde, in den Genuss der auf die offe-
nen Widerspruchs- und Klageverfahren 
begrenzten rückwirkenden Nachzah-
lung kommen müssten. Dahin gehend 
vermochte der Petitionsausschuss nur 
auf die Begründung zum Entwurf des 
Nachzahlungsgesetzes zu verweisen, 
in der ausdrücklich klargestellt worden 
ist, dass die seinerzeitigen Klagen und 
Widersprüche mit dem Ziel der Feststel-
lung erhoben worden sein müssen, dass 
die Besoldung in den betreffenden Jah-
ren nicht amtsangemessen ist, und dass 
es nicht ausreicht, wenn lediglich eine 
bestimmte Zahlung, wie zum Beispiel 
die Zahlung der früher gewährten Son-
derzahlung in ungekürzter Höhe, bean-
tragt wurde. 

Zu den angesprochenen Sonder-
zahlungen wurden von der zuständigen 
Behörde in einem automationsunter-
stützten Verfahren Widerspruchsbe-
scheide, mit denen die zahlreichen 
Widersprüche zurückgewiesen worden 
sind, zeitgleich mit der Verkündung des 

Nachzahlungsgesetzes erlassen. Auch 
dies war teilweise in den Petitionen the-
matisiert worden. Hierzu konnte der Peti-
tionsausschuss im Ergebnis einer Nach-
frage beim zuständigen Ministerium zur 
Kenntnis nehmen, dass sich der zustän-
dige Minister mit den Gewerkschaften 
und Berufsverbänden aus verwaltungs-
ökonomischen Gründen im Interes-
se aller Betroffenen darauf verständigt 
hat, in ausgewählten Musterverfahren 
eine abschließende gerichtliche Klärung 
bezüglich der Sonderzahlung für das 
Jahr 2008 herbeizuführen. Damit ist es 
zur Wahrung der Rechte der Betroffenen 
nicht mehr notwendig, dass jeder Ein-
zelne gegen den Widerspruchsbescheid 
ein Klageverfahren führt. Hingegen lehn-
te es das zuständige Ministerium ab, in 
die Führung von Musterverfahren im Hin-
blick auf die zwischenzeitlich bereits in 
großer Zahl eingegangenen Widersprü-
che von Beamten zur aktuellen Besol-
dung für das Jahr 2017 einzuwilligen, 
was ebenfalls in einer Petition gefor-
dert wurde. Hierzu beschloss der Petiti-
onsausschuss im Ergebnis seiner Bera-
tung, den zuständigen Minister zu bitten, 
zum Schutz der Verwaltungsgerichte 
vor einer Überlastung zu gegebener Zeit 
eine praktikable Lösung auch in dieser 
Hinsicht zu finden. 

V. Exemplarische Fälle aus der 
Arbeit des Petitionsausschusses

1. 	Notwendigkeit und Umfang des 
Umbaus eines Kreisverkehrs 

Ein Petent beanstandete, dass der zu-
ständige Landesbetrieb die bauliche Er-
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neuerung eines verkehrswichtigen inner-
städtischen Kreisverkehrs in der Form 
plane, dass er abgerissen und mit einem 
geringeren Umfang neu gebaut werden 
sollte. Der Kreisverkehr sollte dabei von 
70 Metern Durchmesser auf 40 Meter 
verkleinert werden. Andere, nach seiner 
Ansicht wichtigere Bauvorhaben wür-
den deshalb verschoben werden, weil 
dafür keine Mittel mehr zur Verfügung 
stünden. Dabei zog er in Zweifel, dass 
der bauliche Zustand des Kreisverkehrs 
tatsächlich eine Erneuerung notwendig 
machen würde. Den Ausschuss bat er 
insbesondere um eine Inaugenschein-
nahme vor Ort. 

Der Ausschuss konnte feststellen, 
dass der geplante Umbau des Kreisver-
kehrs bereits Gegenstand parlamentari-
scher Anfragen war und darüber hinaus 
Eingang in die mediale Berichterstattung 
gefunden hatte. Kritiker der Verkleine-
rung, wie auch der Petent, wiesen darauf 
hin, dass eine Sanierung bei gleichblei-
bender Größe für die Baulastträger Bund 
und Land erheblich kostengünstiger 
wäre. Zudem würde eine Verkleinerung 
dazu führen, dass größere Fahrzeuge, 
insbesondere Lastkraftwagen oder Bus-

se, den Kreisverkehr nun nicht mehr so 
problemlos durchfahren könnten. 

Vom Ausschuss um eine Stellung-
nahme gebeten, erläuterte das zustän-
dige Ministerium, dass die Kreisfahr-
bahn in einem verschlissenen Zustand 
sei. Nachdem kleinteilige Reparaturen 
bereits ausgeführt worden seien, stehe 
eine grundhafte Erneuerung des gesam-
ten Fahrbahnaufbaus an. So hätte ein 
Baugrundgutachten ergeben, dass die 
Deckschichten vollständig verschlis-
sen seien, die Tragschicht eine ungenü-
gende Tragfähigkeit aufweise und die 
Schichten untereinander keinen Haft-
verbund mehr hätten. Eine Sanierung 
des Kreisverkehrs sei mit einem Neu-
bau gleichzusetzen. Neu gebaute Kreis-
verkehre dürften jedoch grundsätzlich 
nur einen Durchmesser von maximal 
40 Metern aufweisen. 

Ein Ausschussmitglied machte sich 
vor Ort ein eigenes Bild und gewann 
dabei nicht den Eindruck, dass die 
Kreisfahrbahn einschließlich der Kno-
tenpunktzufahrten im baulichen Zustand 
verschlissen und in einem schlech-
ten Zustand sei. Zudem sei nicht aus-
zuschließen, dass die bereits erfolgten 
kleinteiligen Reparaturarbeiten für die 
nächsten Jahre ausreichen würden. Er 
schlug deshalb einen Ortstermin vor, bei 
dem außer einem weiteren Ausschuss-
mitglied auch die Staatssekretärin des 
Ministeriums anwesend sein solle. 

Anfang September 2016 fand ein 
Termin vor Ort unter Teilnahme von Bür-
gern, der Staatssekretärin und Presse-
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vertretern statt. Im Nachgang führten 
Ausschussmitglieder Mitte September 
ein weiteres Gespräch mit der zustän-
digen Ministerin sowie der Staatssekre-
tärin. Seitens der Ministerin wurde bei 
dem zweiten Termin ausgeführt, dass 
bereits in wenigen Tagen der Zuschlag 
zum Bau des Kreisverkehrs mit einem 
Radius von 40 Metern erteilt werde. Die 
Fähigkeit des Kreisverkehrs, Fahrzeu-
ge aufzunehmen, werde durch den ver-
änderten Radius nicht beeinträchtigt. 
Dies zeigten Erfahrungen an anderen 
Kreisverkehren, die sowohl auf Bundes- 
als auch auf Landesstraßen zu 80 Pro-
zent einen Radius von bis zu 40 Metern 
aufwiesen. Dies entspreche im Übri-
gen gesetzlichen Vorgaben für Neubau-
ten. Letztlich konnte aus Sicht der Aus-
schussmitglieder nicht abschließend 
geklärt werden, ob ein Kreisverkehr mit 
dem Radius von 40 Metern über die not-
wendige Aufnahmekapazität verfügen 
würde, um den Verkehrsfluss zu bewälti-
gen, und welche Querungen für Fußgän-
ger und Radfahrer sinnvoll sein könn-
ten. Auch konnte der Ausschuss den bis 
dahin vorgelegten Unterlagen und den 
Aussagen der Gesprächspartner kei-
ne belastbaren bzw. nachvollziehbaren 
Kostenvergleiche entnehmen.

Der Zuschlag für den (kleineren) 
Neubau des Kreisverkehrs wurde dann 
Ende September erteilt. Bei seinen 
abschließenden inhaltlichen Beratun-
gen im November 2016 beurteilte der 
Petitionsausschuss die Entscheidung 
vor dem Hintergrund seiner zu diesem 
Zeitpunkt abgeschlossenen Ermittlun-
gen als durchaus vertretbar. Dies teil-

te der Ausschuss dem Petenten so mit. 
Gleichzeitig richtete er ein kritisches 
Schreiben an die Landesregierung, weil 
er sich durch das Ministerium nicht zeit-
nah und ausreichend beraten fühlte. Für 
ihn sei nicht nachvollziehbar gewesen, 
dass eine Auftragsvergabe unbedingt 
Ende September erfolgen musste, also 
nur einige Tage nach dem Gespräch mit 
der Ministerin und der Staatssekretärin, 
in dem es nicht zu einer abschließenden 
Klärung der Sachlage gekommen war. 
Obwohl kein Anspruch darauf bestün-
de, dass Vorhaben der Landesregie-
rung verschoben werden, solange der 
Petitionsausschuss dazu noch berät, 
beschloss er dennoch, die Regierung 
darauf hinzuweisen, dass es ihm wegen 
der erforderlichen Durchführung des 
Ortstermins, einer Terminverschiebung 
und wiederholt erforderlicher Nachfra-
gen nicht möglich war, sich vor der Auf-
tragsvergabe umfassend mit dem Sach-
verhalt zu befassen. Mit dieser Kritik 
schloss der Ausschuss die Bearbeitung 
der Petition letztlich ab. 

2. Bekämpfung von Verkehrslärm 

Mit einer bereits aus dem Jahr 2015 
stammenden Petition befasste sich der 
Petitionsausschuss insgesamt über ei-
nen Zeitraum von etwa zwei Jahren. 
Eine Bürgerinitiative, die von Anwoh-
nern im Bereich eines Landesstraßen-
abschnitts gegründet wurde, stellte im 
Verlauf des Petitionsverfahrens ver-
schiedene Forderungen in Bezug auf 
Maßnahmen zur Reduzierung des von 
Straßenverkehr verursachten Lärms. Als 
Begründung wurde dabei in erster Linie 
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die eigene Betroffenheit in der Wohnla-
ge an der Landesstraße dargestellt. 

Wiederholt legte die Bürgerinitiative 
Protokolle selbst durchgeführter Mes-
sungen vor, mit denen unzumutbar hohe 
Verkehrslärmimmissionen dokumentiert 
werden sollten. Der Petitionsausschuss 
musste der Petentin dahin gehend den 
Hinweis erteilen, dass die Straßenver-
kehrsbehörden ihren Entscheidungen 
über mögliche verkehrsbeschränken-
de Maßnahmen zum Schutz der Bevöl-
kerung vor Lärm nach den bundesweit 
geltenden rechtlichen Vorgaben Lärm-
berechnungen zugrunde zu legen haben 
und örtliche Schallmessungen bei der 
Lärmermittlung nicht berücksichtigen 
dürfen, da sich Messwerte nur auf die 
zum Zeitpunkt der Messungen vorhan-
denen Schallemissions- und Schallaus-
breitungsbedingungen beziehen. Im 
Hinblick auf eine etwaige Änderung der 
maßgeblichen Rechtsvorschriften wur-
de der Petent auf die Zuständigkeit des 
Bundes und die Möglichkeit verwiesen, 
sich hierzu gegebenenfalls an den Peti-
tionsausschuss des Deutschen Bun-
destages zu wenden. Unter Zugrundele-
gung der im Wohnbereich der Mitglieder 
der Bürgerinitiative von der zuständigen 
Landesbehörde vorgenommenen Lärm-
berechnungen war eine Überschreitung 
bestehender Lärmrichtwerte nicht fest-
stellbar. 

Unabhängig davon bestand eine 
generelle Forderung der Bürgeriniti-
ative aber auch darin, die sogenann-
ten Auslösewerte für eine Lärmsanie-
rung an Landesstraßen abzusenken 

und an die für Bundesstraßen gelten-
den niedrigeren Auslösewerte anzuglei-
chen. Das in der Angelegenheit betei-
ligte zuständige Ministerium nahm die 
Petition zum Anlass, um die Möglich-
keiten einer Harmonisierung der Auslö-
sewerte für die Lärmsanierung an Bun-
des- und Landesstraßen zu prüfen. 
Im Ergebnis mehrfach angeforderter 
Sachstandsberichte konnte der Petiti-
onsausschuss schließlich zur Kennt-
nis nehmen, dass das Ministerium dem 
Anliegen der Bürgerinitiative entspre-
chend mit einem neuen Runderlass eine 
Angleichung an die für die Bundesstra-
ßen geltenden Auslösewerte vorgenom-
men hat. Im Zusammenhang mit dieser 
positiven Nachricht sah sich der Peti-
tionsausschuss allerdings gleichzeitig 
veranlasst, die Bürgerinitiative darauf 
aufmerksam zu machen, dass die Rege-
lungen zur Lärmsanierung an beste-
henden Straßen nur verwaltungsinterne 
Anweisungen darstellen, die bei Über-
schreitung der Auslösewerte keinen 
Rechtsanspruch begründen und nichts 
daran zu ändern vermögen, dass Lärm-
sanierungsmaßnahmen zu den freiwil-
ligen Leistungen der Straßenbauver-
waltung gehören, die letztlich nur im 
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Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel 
realisiert werden können.

Auch eine weitere Forderung der 
Bürgerinitiative, rechtliche Regelun-
gen zu schaffen, die es den Landkrei-
sen, kreisfreien Städten und Großen 
kreisangehörigen Städten erlauben, 
Geschwindigkeitskontrollen nicht wie 
bisher nur an Gefahrenstellen im Sin-
ne von Unfallhäufungsstellen und Stel-
len mit der Wahrscheinlichkeit von 
Unfällen, sondern auch zur Bekämp-
fung von Verkehrslärm durchzuführen, 
wurde vom hierzu befragten fachlich 
zuständigen Ministerium positiv aufge-
griffen und für prüffähig gehalten. Das 
Ministerium wies darauf hin, dass glei-
che Forderungen bereits mehrfach sei-
tens der kommunalen Ordnungsbehör-
den erhoben worden sind. Es teilte im 
Ergebnis der Prüfbitte des Petitions-
ausschusses mit, dass die Zulassung 
von Geschwindigkeitsüberwachungs-
maßnahmen aus Lärmschutzgründen 
durch Kommunen (außerhalb von Bun-
desautobahnen) einer Änderung der 
Verwaltungsvorschriften zur Durchfüh-
rung des Ordnungsbehördengesetzes 
und des betreffenden Runderlasses zur 
Überwachung der Einhaltung zulässiger 
Höchstgeschwindigkeiten bedarf und 
dies nunmehr in Angriff genommen wer-
den soll. Autobahnen sind von dieser 
angekündigten Änderung jedoch ausge-
nommen, da zum einen hierfür das Ord-
nungsbehördengesetz geändert werden 
müsste und zum anderen in Anbetracht 
der Verkehrsunfallbilanz in Brandenburg 
Überwachungstätigkeiten auf Autobah-
nen zur Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit oberste Priorität haben sollten.

3.	 Lärmschutzwand an einem 
Discountmarkt 

Die Eröffnung eines Discountmarktes in 
Wohnortnähe trägt durch verkürzte Ein-
kaufswege zwar zur Verbesserung der 
Nahversorgung bei, kann aber für die 
unmittelbaren Anlieger zum Stein des 
Anstoßes werden. Der Beschwerdefüh-
rer wohnt gegenüber einer solchen Ein-
zelhandelseinrichtung, dessen Anlie-
ferrampe sowie Lüftungsanlagen und 
Kühlaggregate straßenseitig angeordnet 
wurden. Da beide Grundstücke lediglich 
eine Straße trennt, fühlte sich der Pe-
tent durch den Lärm von Lieferverkehr 
und dem Betrieb der technischen An-
lagen vornehmlich nachts zunehmend 
gestört. Neben der Tatsache, dass die 
mit der Baugenehmigung vorgesehe-
ne Lärmschutzwand entlang der Straße 
nie errichtet wurde – stattdessen nur ein 
witterungsanfälliger und wenig stabiler 
Flechtzaun – beklagte er eine massive 
Zunahme des Lieferverkehrs und auch 
der Anzahl der betriebenen Anlagen zur 
Lüftung bzw. Kühlung. Die Ermittlungen 
des Ausschusses ergaben, dass die ur-
sprünglich mit der Baugenehmigung für 
den Discountmarkt verbundene Aufla-
ge zur Errichtung einer Lärmschutzwand 
nachträglich in die Errichtung eines 
Flechtzauns im Bereich der Anlieferung 
geändert wurde. Grundlage hierfür war 
ein freiwilliges Lärmschutzgutachten 
der Marktbetreiber, welches nachwies, 
dass die geforderten Lärmschutzwerte 
während des Betriebs des Lebensmit-
telmarktes eingehalten werden. Nach 
deren Darlegung habe es auch eine Ei-
nigung mit den unmittelbaren Nachbarn 
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gegeben, dass Anlieferungen künftig 
erst ab 7:00 Uhr erfolgen.

Der Ausschuss stellte die Aussa-
gekraft und Fortwirkung dieser Schall-
schutzmessung knapp 15 Jahre später 
auch aufgrund der Zunahme der Anzahl 
von Kühlaggregaten infrage. Die Bau-
aufsichtsbehörde forderte den Betreiber 
des Discounters auf, ein aktuelles Lärm-
schutzgutachten vorzulegen, um daraus 
gegebenenfalls geeignete Maßnahmen 
zum Lärmschutz im Sinne des Petenten 
ableiten zu können. Ausweislich dieses 
Gutachtens waren die zulässigen Immis-
sionsrichtwerte überschritten. Der Dis-
countbetreiber trug in diesem Zusam-
menhang vor, dass der Umbau eines 
Teilbereichs des Marktes geplant sei, 
wobei auch die in Rede stehenden Lüf-
tungs- und Kühlaggregate entsprechend 
dem neuesten Stand der Technik aus-
getauscht werden sollen. Zusätzlich sei 
bereits ein Bauantrag für die Errichtung 
einer Lärmschutzwand eingereicht wor-
den. Als vorläufige Lösung bis zur Her-
stellung rechtmäßiger Zustände wurden 
parallel vom Betreiber Maßnahmen wie 
zeitlich begrenzte Lieferzeiten und eine 
räumlich eingeschränkte Nutzung des 

Parkplatzes zugesagt. Die Baugeneh-
migung für die Errichtung einer Lärm-
schutzwand für den Bereich der Anlie-
ferung des Discounters auf einer Länge 
von 24,37 Meter mit einer Höhe von 3,50 
Meter wurde erteilt. Mit Fertigstellung 
der Baumaßnahme war eine neuerliche 
Messung der Lärmimmissionen vorzu-
nehmen.

Für den Ausschuss schien damit 
dem Anliegen des Petenten genüge 
getan, was dieser auch in einem Dank-
schreiben dokumentierte. Allerdings 
machte er bei dieser Gelegenheit gel-
tend, dass mit dem Umbau ein neuer 
Abluftschornstein für nächtliche Lärm
emissionen sorge, die die Nachbarschaft 
belasten. Hierzu dauern die Ermittlun-
gen des Ausschusses noch an.

4.	 Kostentragung für erfolgte 
Teilfällung eines Baumes 

Die Eigentümerin eines Grundstücks in 
einem Naturschutzgebiet sah sich zu 
Unrecht mit einem Kostenbescheid ei-
ner städtischen Ordnungsbehörde kon-
frontiert, nachdem die Behörde die Si-
cherung und teilweise Fällung einer auf 
diesem Grundstück befindlichen um-
sturzgefährdeten Pappel veranlasst 
hatte. Ein morscher Stämmling dieses 
Baumes drohte auf das benachbarte 
Grundstück eines Kleingärtners zu fal-
len. Die Ordnungsbehörde traf die An-
ordnungen, ohne zuvor Kontakt zu der 
nicht vor Ort ansässigen Eigentümerin 
des Naturgrundstücks aufgenommen zu 
haben. Diese zeigte im Nachhinein Ver-
ständnis für die vorgenommene Siche-
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rung des Baumes durch Fixierung mit 
einem Seil und die hierfür entstandenen 
Kosten in Höhe von 420 Euro. Weshalb 
aber nur zwei Tage später auch eine teil-
weise Fällung der Pappel, die Kosten in 
Höhe von 2.230 Euro verursacht haben 
soll, ohne ihr Wissen von der Behörde 
beauftragt wurde, war für die Bürgerin, 
von der eine Übernahme der Gesamt-
kosten verlangt wurde, nicht nachvoll-
ziehbar. Vor diesem Hintergrund wandte 
sie sich hilfesuchend an den Petitions-
ausschuss. 

Daraufhin holte der Ausschuss eine 
Stellungnahme von der zuständigen 
Stadt ein. Der Bürgermeister rechtfer-
tigte das Vorgehen der Ordnungsbehör-
de im Rahmen des Sofortvollzugs zur 
Abwehr einer akuten Gefahrenlage mit 
dem Hinweis, dass die Eigentümerin per 
Ordnungsverfügung nicht rechtzeitig zur 
Gefahrenabwehr hätte herangezogen 
werden können. Als erste Notmaßnah-
me sei die Sicherung des Baumes (und 
Absperrung der Gefahrenstelle) nach 
festgestellter Umsturzgefahr an einem 
Freitag noch am gleichen Tag erfolgt. 
Erst mit der Teilfällung, die vom beauf-
tragten Unternehmer mit den notwen-
digen Geräten am folgenden Montag 
durchgeführt worden sei, habe die wei-
terhin bestehende Gefahr letztlich end-
gültig abgewendet werden können. 

Weil die Petentin nicht nur eine Peti-
tion in der Sache eingereicht, sondern 
auch einen Widerspruch gegen den 
Kostenbescheid erhoben hatte, sicherte 
der Bürgermeister allerdings eine erneu-
te Prüfung der Angelegenheit im Rah-

men des Widerspruchsverfahrens zu. 
Auf konkrete Nachfrage erhielt der Peti-
tionsausschuss in der Folge die erfreuli-
che Information, dass auf der Grundlage 
einer Entscheidung des Bürgermeis-
ters die Petentin nur noch die Kosten für 
die Sicherungsarbeiten tragen soll, die 
deutlich höheren Kosten für die erfolgte 
Teilfällung der Pappel hingegen bei der 
Stadt verbleiben. Der Kostenbescheid 
wurde insoweit aufgehoben. Die Peten-
tin erklärte sich mit dieser Vorgehens-
weise einverstanden und überwies den 
von ihr verlangten Betrag an die Stadt.

5.	 Baumfällgenehmigungen 

Der Erhalt eines lebenswerten Wohn-
umfelds sowie der Schutz natürlicher 
Ressourcen waren Anlass für eine en-
gagierte Bürgerin, zwei Baumfällungen 
gegenüber dem Petitionsausschuss zu 
thematisieren. Dabei zweifelt sie einer-
seits die Erforderlichkeit der Fällungen 
an, da die Bäume augenscheinlich ge-
sund und von ihnen ausgehende Ge-
fahren für Personen und/oder Sachwer-
te nicht ersichtlich waren. Andererseits 
äußerte die Petentin Bedenken an der 
Neutralität der die Fällgenehmigung er-
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teilenden unteren Naturschutzbehörde 
hinsichtlich der Gleichbehandlung der 
Antragsteller. Ein ehrenamtlich in der 
Lokalpolitik tätiger Bauunternehmer hat-
te die Fällung einer Eiche mit etwa 240 
Zentimeter Stammumfang sowie einer 
Birke beantragt. Die schriftlich erteilte 
Fällgenehmigung für die Eiche enthielt 
die Auflage zur Neupflanzung von nur 
einem (!) Baum. Gegen diese relativ ge-
ringfügige Auflage legte der Antrag-
steller Widerspruch ein, woraufhin die 
Pflicht zur Ersatzpflanzung gänzlich auf-
gehoben wurde.

Die Ermittlungen des Petitionsaus-
schusses gestalteten sich langwierig. 
Wiederholte Nachfragen bei der Geneh-
migungsbehörde waren erforderlich. 
Im Ergebnis stellte sich der Sachver-
halt wie folgt dar: Der schriftliche Fäll-
antrag für die Eiche war nicht mehr auf-
findbar, hinsichtlich der Birke sei das 
Verfahren mündlich geführt worden. 
Die Fotodokumentation der betroffe-
nen Bäume stammte aus einem älteren 
Verwaltungsvorgang, der die gegen-
ständlichen Fällungen nicht zum Thema 
hatte. Sie konnte auch den behaupte-
ten Mangel der Bäume an Vitalität und 
Standfestigkeit nicht zweifelsfrei bele-
gen. Der Widerspruch gegen die Aufla-
ge einer Ersatzpflanzung erfolgte ohne 
Begründung, welche zwar nicht zwin-
gend vorgeschrieben, aber sinnvoll 
für die Darstellung der Interessenlage 
des Widerspruchsführers im Rahmen 
der neuerlichen Sachverhaltsprüfung 
im Widerspruchsverfahren ist. Auch 
war der Widerspruchsbescheid mas-
siv mit Schreibfehlern behaftet. Begrün-

det wurde der Abhilfebescheid, das 
heißt die Aufhebung der Auflage, mit 
dem Fehlen amtlicher Feststellungen 
auf dem gegenständlichen Grundstück 
und einer fehlenden Konkretisierung der 
Kriterien zur Bemessung der Ersatzbe-
pflanzung in der ursprünglichen Fällge-
nehmigung.

In der Zusammenschau die-
ser Ermittlungsergebnisse konstatier-
te der Petitionsausschuss eine aus-
gesprochen nachlässige und in Teilen 
auch fehlerbehaftete Arbeit der unte-
ren Naturschutzbehörde bezüglich 
der erteilten Fällgenehmigung(en). Die 
Widerspruchsbehörde war wieder-
um an keiner Stelle um die Heilung von 
Verfahrensfehlern bemüht. Gegenüber 
dem Ausschuss wurde zur Begrün-
dung der Aufhebung schließlich noch 
ein Gerichtsurteil bemüht, welches zeit-
lich nach dem Widerspruchsbescheid 
erging. Dass die betreffende kommunale 
Baumschutzverordnung in Teilen recht-
lich angreifbar war, war allseits bekannt, 
wurde bei Erteilung der gegenständli-
chen Fällgenehmigung hinsichtlich der 
Auflagen jedoch nicht berücksichtigt. 
Dies machte sich wiederum der Antrag-
steller zunutze. Insgesamt konnte vor 
diesem Hintergrund der Eindruck der 
Petentin von einer Ungleichbehandlung 
der Antragsteller nicht ausgeräumt wer-
den. Dem Behördenleiter wurde eine 
sorgfältig(er)e Dokumentation der Ver-
waltungsvorgänge empfohlen, um sich 
insbesondere nicht dem Vorwurf einer 
fehlenden Neutralität seiner Behörde 
auszusetzen.
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6.	 Zinsen in ungeahnter Höhe 

Eine Bürgerin übte mit ihrer Petition Kri-
tik an der Höhe der Zinsen, die von dem 
für ihr Grundstück zuständigen Was-
ser- und Abwasserverband für die Stun-
dung eines Abwasserbeitrags erhoben 
wurden. Nach einer Schmutzwasserer-
schließungsmaßnahme zog der Verband 
die Petentin im Jahr 2010 zur Zahlung 
eines Abwasserbeitrags heran. Da die 
Petentin den geforderten Betrag nicht in 
Gänze begleichen konnte, vereinbarte 
sie mit dem Verband eine Ratenzahlung 
mit einer geringen Ratenhöhe und einer 
sehr langen Laufzeit. Im August 2016 
beglich sie vorzeitig den noch offenen 
Betrag. Im Anschluss daran erhielt sie 
einen Bescheid mit einer angepassten 
Zinsberechnung. Einer ursprünglichen 
Hauptforderung in Höhe von knapp 
7.500 Euro standen letztlich Stundungs-
zinsen in Höhe von etwas über 2.000 
Euro gegenüber. 

Der Petitionsausschuss konnte im 
Ergebnis seiner Ermittlungen feststellen, 
dass die Petentin durch den Verband 
mehrfach darauf hingewiesen worden 
war, dass im Rahmen einer Ratenzah-

lung Zinsen für die gestundete Sum-
me anfallen werden. Die Zinsberech-
nung selbst war nach Auffassung des 
Ausschusses nicht fehlerhaft. Ihr lag 
zugrunde, dass für Stundungen auf der 
Grundlage von § 12 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Branden-
burg in Verbindung mit § 238 der Abga-
benordnung Zinsen in Höhe von 0,5 
Prozent auf den rückständigen Betrag 
für jeden vollen Monat anfallen. Der jähr-
liche Stundungszinssatz liegt mithin bei 
6 Prozent. Angesichts dieser Rechtslage 
hatte der Verband keinen Spielraum, um 
eine davon abweichende Zinsberech-
nung zugunsten der Petentin anzuset-
zen. Die Petentin konnte insoweit nur auf 
die generelle Möglichkeit des Verbandes 
hingewiesen werden, bei entsprechen-
der Antragstellung im Ausnahmefall auf 
Zinsen ganz oder teilweise zu verzich-
ten, wenn die Erhebung nach Lage des 
jeweiligen Einzelfalls unbillig wäre. 

Weil der Petitionsausschuss ande-
rerseits aber durchaus Verständnis für 
den Unmut der Petentin hatte, nicht 
zuletzt wegen der anhaltenden Niedrig-
zinsphase, bat er gemäß § 4 Absatz 6 
des Petitionsgesetzes den zuständigen 
Fachausschuss des Landtages um Vor-
lage einer Stellungnahme zu dem Vor-
gang. Seitens des Petitionsausschusses 
wurde in diesem Zusammenhang insbe-
sondere auch auf für Abgabenschuld-
ner günstigere Regelungen in anderen 
Bundesländern verwiesen. Auf Bitte des 
Petitionsausschusses ging der Fach-
ausschuss daraufhin der Frage nach, 
inwieweit gegebenenfalls eine Ände-
rung der derzeit geltenden Rechtsla-
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ge im Interesse der Abgabenpflichtigen 
angezeigt erscheint. Er ließ sich hierzu 
einen Bericht vom zuständigen Ministe-
rium vorlegen, das aus fachlicher Sicht 
die Aufnahme einer den geltenden Vor-
schriften in Bayern und Sachsen-Anhalt 
entsprechenden Regelung in das Kom-
munalabgabengesetz für das Land 
Brandenburg ausdrücklich befürwortete. 
In diesen beiden Bundesländern ist lan-
desgesetzlich verankert, dass die Höhe 
der Zinsen für kommunalabgabenrecht-
liche Ansprüche jährlich (nur) zwei Pro-
zentpunkte über dem Basiszinssatz, der 
derzeit bei -0,88 Prozent liegt, beträgt. 
Der erfreulichen Bewertung des Ministe-
riums folgend, sprachen sich die Fach-
ausschussmitglieder mehrheitlich dafür 
aus, diesen Aspekt in absehbarer Zeit 
gemeinsam mit weiteren möglichen 
Änderungen des Kommunalabgabenge-
setzes zu diskutieren. 

Eine etwaige künftige Änderung der 
Rechtslage wird zwar keine rückwir-
kende Auswirkung auf den Einzelfall der 
Petentin haben. Aber zumindest konn-
ten aus Sicht des Petitionsausschusses, 
der zuvor bereits ähnlich gelagerte Peti-
tionen dem Fachausschuss zur Kenntnis 
gegeben hatte, die Fachpolitiker nun-
mehr hinreichend für die Thematik sen-
sibilisiert werden. 

7.	 Rückerstattung von 
Gewerbesteuern 

Ein Rechtsanwalt wandte sich im In-
teresse einer Mandantin an den Petiti-
onsausschuss. Er verfolgte mit seiner 
Petition das Ziel, für diese eine Rücker-

stattung bereits gezahlter Gewerbesteu-
ern durchzusetzen. Seine Mandantin 
betrieb zwei Restaurants in zwei ver-
schiedenen Gemeinden Brandenburgs. 
Mit beiden Gemeinden schloss sie im 
Jahr 2014 Ratenzahlungsvereinbarun-
gen über Gewerbesteuerforderungen für 
drei zurückliegende Jahre ab. Die ver-
einbarten Raten wurden sodann auch 
gezahlt. 

In der Zwischenzeit erging allerdings 
in einem einstweiligen Verfahren zu den 
vom Finanzamt erlassenen Grundla-
genbescheiden über die Gewerbesteu-
ermessbeträge eine Entscheidung des 
Finanzgerichts zugunsten der Mandan-
tin. Nach dem Tenor des Gerichtsbe-
schlusses wurde die Vollziehung der 
Bescheide über die Gewerbesteuer-
messbeträge für zwei der betreffenden 
Jahre bis zum Ablauf eines Monats nach 
Bekanntgabe einer abschließenden Ent-
scheidung im Hauptsacheverfahren 
ausgesetzt bzw., soweit die Bescheide 
bereits vollzogen worden waren, aufge-
hoben. Dies hat auch Auswirkung auf 
die Folgebescheide der Gemeinden, 
da diese vom Inhalt der Bescheide des 
Finanzamtes abhängig sind. Ursäch-
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lich für die Entscheidung des Finanzge-
richts waren Zweifel an der Rechtmäßig-
keit der Bescheide des Finanzamtes. Es 
sollte im Hauptsacheverfahren geklärt 
werden, ob verdeckte Gewinnausschüt-
tungen vorlagen, die den Steuermess-
betrag erheblich beeinflussen können.

Im Nachgang zum Beschluss des 
Finanzgerichts erstattete jedoch nur 
eine der beiden Gemeinden die bis zu 
diesem Zeitpunkt von der Mandan-
tin des Petenten bereits entrichteten 
Gewerbesteuerbeträge für die in Rede 
stehenden Jahre zurück. Die andere 
Gemeinde lehnte eine Rückerstattung 
hingegen ab und verlangte die weitere 
Zahlung der vereinbarten Raten. Dem 
Gerichtsbeschluss wurde insoweit keine 
Bedeutung beigemessen. Der zur Abga-
be einer Stellungnahme aufgeforder-
te Bürgermeister dieser Gemeinde sah 
zunächst keine Veranlassung, von der 
bisherigen Auffassung Abstand zu neh-
men. Erst auf kritische Nachfrage des 
Petitionsausschusses, die einen deutli-
chen Hinweis auf die einschlägige Rege-
lung in der Finanzgerichtsordnung und 
den eindeutigen Tenor der Gerichtsent-
scheidung beinhaltete, entsprach der 
Bürgermeister dem Anliegen des Peten-
ten. Die betreffenden Gewerbesteuer-
bescheide wurden aufgehoben und das 
dadurch entstandene Guthaben an die 
Mandantin des Petenten erstattet. Mit 
dieser positiven Nachricht konnte das 
Petitionsverfahren abgeschlossen wer-
den.  

8. 	Zweitwohnungssteuer für ein 
Gartenhaus 

Das Kommunalabgabengesetz des Lan-
des berechtigt die Gemeinden, Abgaben 
und damit auch Steuern zu erheben. 
Viele Kommunen haben davon mit einer 
Zweitwohnungssteuersatzung Gebrauch 
gemacht. Mit ihrer Petition bat die Ei-
gentümerin eines Erholungsgartens mit 
aufstehendem „Freizeitbungalow“ in ei-
nem Gartenverein um Unterstützung 
des Ausschusses hinsichtlich der Fest-
stellung, dass dieses Gartenhaus nicht 
den Kriterien der Zweitwohnungssteu-
ersatzung der Gemeinde unterfällt. Laut 
Flächennutzungsplan sei „Wohnen“ auf 
diesem Gelände nicht erlaubt und bau-
artbedingt auch im Winter nicht mög-
lich. Bei Frostgefahr würde das Wasser 
abgestellt, Abwasserleitungen gäbe es 
nicht. Die Anlagen für Strom und Was-
ser wären durch die Garteneigentümer 
gemeinsam finanziert worden, Freiflä-
chen und Wege stünden im Eigentum 
des Vereins. Ein ordentlicher Wasseran-
schluss fehle und die Wasserqualität sei 
schlecht, weshalb die Petentin regelmä-
ßig Wasser aus ihrer 300 Meter entfern-
ten Wohnung nutze. Auch sei fraglich, 
ob Gartenhäuser überhaupt zur Zweit-
wohnungssteuer veranlagt werden dür-
fen. Schließlich sei die unterschiedliche 
Besteuerung von Gartenhäusern inner-
halb der Gemeinde ein Verstoß gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz.

Die jeweilige kommunale Satzung 
regelt den Steuergegenstand, also was 
genau unter einer steuerpflichtigen 
Zweitwohnung im Gemeindegebiet zu 
verstehen ist. Allein die dort getroffe-



27BERICHT

nen Regelungen zur Lage, Nutzung und 
Ausstattung bestimmen den Gegen-
stand der Besteuerung. Im Umkehr-
schluss kommen die Definitionen einer 
(Zweit-)Wohnung beispielsweise im Sin-
ne des Melderechts, Baurechts und/
oder Rundfunkbeitragsrechts nicht zur 
Anwendung. Im konkreten Fall sind 
Gartenlauben gemäß der Vorschriften 
des Bundeskleingartengesetzes keine 
Wohnungen im Sinne der Satzung und 
damit von der Besteuerung ausgenom-
men. Allerdings handelt es sich bei dem 
Objekt der Petentin um einen sogenann-
ten Eigentümergarten, der wiederum 
gerade nicht unter die Anwendung des 
Bundeskleingartengesetzes fällt und 
damit doch Wohnung im Sinne der Sat-
zung sein kann. Weiter setzt eine Woh-
nung laut der gegenständlichen Sat-
zung neben Räumen mit Fenstern, einer 
Mindestwohnfläche und der Möglich-
keit zumindest zum Schlafen auch eine 
Form der Strom- und Wasserversorgung 
auf dem Grundstück voraus, auf dem 
die Wohnung aufsteht. Lediglich eine 
Anschlussmöglichkeit genügt hinsicht-
lich der Wasserversorgung nicht. So bat 
der Ausschuss die betroffene Kommune 
um Recherche zur Wasserversorgung 

der Parzelle der Petentin. Die Kommu-
ne bot der Petentin hierzu einen Vor-Ort-
Termin an, welchen sie jedoch ablehnte. 
Andere Eigentümer von Gartenparzel-
len vor Ort bestätigten allerdings, dass 
vom zentralen Pumpenhaus des Ver-
eins Wasserleitungen zu den einzel-
nen Gartenparzellen führen, womit von 
einer Wasserversorgung auf dem betref-
fenden Grundstück ausgegangen wer-
den kann, wobei das Eigentum an der 
gegenständlichen Infrastruktur hierfür 
unerheblich ist. Weitere von der Peten-
tin benannte Kriterien gegen eine Zweit-
wohnungssteuerpflicht finden in der 
gegenständlichen Satzung keine Ent-
sprechung.

Schließlich konnte der Ausschuss 
hinsichtlich der verschiedenen Steuer-
sätze feststellen, dass diese – entge-
gen der Annahme der Petentin – in ganz 
besonderem Maß der Gleichbehand-
lung aller Zweitwohnungssteuerpflichti-
gen Rechnung tragen. Für Bungalows, 
Gartenhäuser und Datschen werden 
nur zwei Drittel von einem Kalender-
jahr besteuert, da sie nicht das gesam-
te Jahr genutzt werden können. Eine 
weitere Differenzierung erfolgt nach der 
Entfernung der Wohnung zum Ortszent-
rum bzw. zum nächstgelegenen Gewäs-
ser.

9. 	Zahlung von Krankengeld 

Ein Bürger beklagte sich beim Petiti-
onsausschuss darüber, dass ihm seine 
Krankenkasse kein neuerliches Kran-
kengeld gewährt. Er teilte dazu mit, 
dass er seine Arbeitsstelle verloren hat-
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te, nachdem er wegen einer Erkrankung 
an der Wirbelsäule lange Zeit arbeits-
unfähig gewesen war. Aufgrund dieser 
Krankheit erhielt er Krankengeld, das 
nach Ablauf der gesetzlich festgelegten 
Höchstdauer auslief. In der Folge wurde 
ihm von der Agentur für Arbeit Arbeits-
losengeld gezahlt. Seine erfolglosen Be-
mühungen um einen neuen Arbeitsplatz 
fanden ein jähes Ende, als er wiederum 
erkrankte, dieses Mal am Herzen, was 
letztendlich zu einer dauerhaften Ar-
beitsunfähigkeit führte. Die Agentur für 
Arbeit stellte daraufhin die Zahlung von 
Arbeitslosengeld ein. 

Seitens der Krankenkasse wurde 
eine erneute Zahlung von Krankengeld 
abgelehnt, weil sie von einem Zusam-
menhang der beiden Erkrankungen aus-
ging. Nach den gesetzlichen Vorgaben 
erhalten Versicherte bei Arbeitsunfähig-
keit wegen derselben Krankheit Kran-
kengeld für längstens 78 Wochen inner-
halb von je drei Jahren, gerechnet vom 
Tag des Beginns der Arbeitsunfähigkeit 
an. Diese Bezugsdauer hatte der Petent 
bereits wegen seiner früheren Erkran-
kung ausgeschöpft. 

Das die Rechtsaufsicht führen-
de Ministerium veranlasste in Reaktion 
auf die Bitte des Petitionsausschusses 
um Abgabe einer Stellungnahme zu der 
Petition eine nochmalige Prüfung des 
Falls durch die Krankenkasse. Zwecks 
Klärung der maßgeblichen Frage, ob es 
sich um die Fortsetzung einer Erkran-
kung oder aber um eine andere Krank-
heit handelt, holte die Krankenkasse 
sodann weitere Unterlagen und Infor-
mationen zur gesundheitlichen Situati-
on des Petenten ein. Im Ergebnis des-
sen vermochte die Krankenkasse einen 
ursächlichen Zusammenhang zwischen 
den Erkrankungen nicht mehr festzu-
stellen. Dies hatte zur Folge, dass die für 
die Krankengeldzahlung relevanten Zeit-
räume der zwei verschiedenen Erkran-
kungen isoliert voneinander betrach-
tet werden mussten. Der ursprünglich 
ablehnende Bescheid wurde deshalb 
aufgehoben und ein erneuter Anspruch 
auf Zahlung von Krankengeld nachträg-
lich doch noch bejaht. Dem mit der Peti-
tion verfolgten Anliegen konnte insofern 
Rechnung getragen werden. 

10.	 Kostenübernahme für 
Insulininjektionen in einer 
Behindertenwerkstatt 

In ihrer Funktion als gesetzliche Betreu-
erin für einen behinderten Menschen 
bat eine Petentin um Unterstützung 
durch den Petitionsausschuss. Sie be-
anstandete, dass die Krankenkasse der 
von ihr betreuten Person Kosten für eine 
ärztlich verordnete häusliche Kranken-
pflege zur Versorgung mit Insulin am 
Arbeitsplatz in einer Werkstatt für be-
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hinderte Menschen nicht mehr überneh-
men wollte. Unstreitig ist der Betreute 
nicht in der Lage, seine Werte selbst zu 
überwachen und sich Insulininjektionen 
zu geben. 

Die Krankenkasse begründete ihre 
Ablehnung unter Verweis auf ergangene 
Rechtsprechung damit, dass Insulinin-
jektionen zu den einfachsten Leistungen 
der Behandlungspflege gehören, die des 
Einsatzes einer Pflegefachkraft nicht 
bedürfen, sondern durch das Perso-
nal der Behindertenwerkstatt übernom-
men werden können. Nach den gesetzli-
chen Regelungen setzt ein Anspruch auf 
häusliche Krankenpflege in Werkstätten 
für behinderte Menschen einen beson-
ders hohen Pflegebedarf voraus.

 
Das vom Petitionsausschuss in der 

Sache befragte zuständige Ministeri-
um gab zunächst die Erklärung ab, ein 
klarer Rechtsverstoß der Krankenkas-
se wäre nicht erkennbar, weil die Frage 
noch nicht höchstrichterlich geklärt sei. 
Im Rahmen seiner Recherchen stieß der 
Ausschuss allerdings auf eine aktuelle 
Entscheidung des Bundessozialgerichts 
vom März 2017, in der konkret zur häus-
lichen Krankenpflege in einer Behinder-
tenwerkstatt entschieden wurde, dass 
das Verabreichen von Insulininjektio-
nen nicht zu den einfachsten Behand-
lungsmaßnahmen gehört, die durch das 
Personal der Werkstätten erbracht wer-
den kann, sondern regelmäßig medizini-
sches Fachpersonal erfordert. Daraufhin 
beschloss der Petitionsausschuss, das 
Ministerium zu bitten, im Rahmen sei-
ner Rechtsaufsicht darauf hinzuwirken, 

dass die Krankenkasse den Fall erneut 
überprüft. Ziel war es, die unstreitig 
notwendige Insulinversorgung für den 
Betreuten der Petentin in der Werkstatt 
für behinderte Menschen sicherzustel-
len und etwaige Zuständigkeitsfragen 
nicht zulasten des Betroffenen gehen 
zu lassen. Das Ministerium leitete die 
Angelegenheit in der Folge zur erneu-
ten Prüfung an die Krankenkasse weiter 
und teilte im Ergebnis erfreulicherweise 
mit, dass die Krankenkasse die Kosten 
für die Insulininjektionen während des 
Aufenthalts des Betreuten in der Behin-
dertenwerkstatt doch übernimmt, und 
zwar rückwirkend ab dem Zeitpunkt der 
erwähnten Entscheidung des Bundes-
sozialgerichts. Das Petitionsverfahren 
konnte mit dieser Information erfolg-
reich zum Abschluss gebracht wer-
den. Auch ein zwischenzeitlich von der 
Petentin in gleicher Sache in die Wege 
geleitetes Klageverfahren erledigte sich 
dadurch.

11. 	Aufgabe und Verhalten der 
Rechtsanwaltskammer 

Eine Petentin kritisierte, dass Rechts-
anwaltskammern zum einen Interessen-
vertreter der Rechtsanwälte seien, diese 
aber auch kontrollieren sollen. Dadurch 
fehle es an einer Möglichkeit, die Quali-
tät von Rechtsberatungen objektiv über-
prüfen zu lassen. Sie forderte deshalb 
eine unabhängige Stelle, an die Verbrau-
cher bzw. Mandanten sich bei Proble-
men wenden könnten, soweit es um die 
Qualität von Rechtsberatungen geht. 
Zurückzuführen war ihr Anliegen auf Er-
fahrungen, die sie mit einem gegneri-
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schen Rechtsanwalt gemacht hatte. Die 
Rechtsanwaltskammer wies eine ent-
sprechende Beschwerde der Petentin 
zurück. Grundlage für eine Beschwer-
de müssten Verstöße gegen anwalt-
liches Berufsrecht sein, die nach den 
Vorschriften der Bundesrechtsanwalts-
ordnung, der Berufsordnung und der 
Fachanwaltsordnung überprüfbar seien. 
Vor allem aber müssten sich Einwände 
gegen den jeweils eigenen Rechtsbei-
stand richten, weil ein Anwalt grundsätz-
lich nur der eigenen Mandantschaft ver-
pflichtet sei. 

Diese Antwort der Rechtsanwalts-
kammer sah der Ausschuss durchaus 
kritisch. Insbesondere fand er eine Ein-
schränkung des Beschwerderechts 
nicht durch die entsprechenden Gesetze 
und Ordnungen bestätigt und auch die 
Satzung der Rechtsanwaltskammer gab 
dies nicht her. Der Ausschuss gelang-
te zu der Auffassung, dass es nicht 
sachgerecht sei, anderen Verfahrens-
beteiligten die Möglichkeit zu nehmen, 
anwaltliche Verstöße gegen das Berufs-
recht gegenüber der Kammer anzuzei-
gen. Das zuständige Ministerium kam 
zu demselben Schluss, auch weil ein 
Rügeverfahren bereits dann einzuleiten 
ist, wenn der Kammervorstand Kennt-
nis von zureichenden tatsächlichen 
Anhaltspunkten für das Vorliegen einer 
Pflichtverletzung durch einen Rechtsan-
walt erlangt. Deshalb kann es nicht dar-
auf ankommen, ob ihm entsprechende 
Anhaltspunkte von der eigenen Man-
dantschaft des Rechtsbeistandes oder 
der gegnerischen Seite zugetragen wur-
den. Eine entsprechende Formulierung 

in einem Antwortschreiben der Rechts-
anwaltskammer wurde vom Ministerium 
gegenüber der Rechtsanwaltskammer 
beanstandet. Diese räumte ein, inso-
weit rechtlich nicht zutreffende Aus-
künfte erteilt zu haben. Die Kammer 
sagte zu, dafür Sorge zu tragen, dass 
derartige fehlerhafte Hinweise zukünf-
tig nicht mehr in Informationsschreiben 
der Kammer enthalten sind. Eine inso-
weit zumindest lückenhafte Darstellung 
auf der Internetseite der Rechtsanwalts-
kammer wurde auf Anregung des Aus-
schusses um den Hinweis ergänzt, dass 
auch Dritte sich mit Beschwerden an die 
Rechtsanwaltskammer wenden können.   

In der Sache selbst konnte der Aus-
schuss der Petentin allerdings nicht 
weiterhelfen, denn tatsächlich kann die 
Kammer nur dann gegenüber einem Mit-
glied tätig werden, wenn zum Beispiel 
der Bruch der Verschwiegenheitspflicht, 
ein Verstoß gegen das Sachlichkeitsge-
bot, ein Vertreten widerstreitender Inte-
ressen oder die verzögerte Weiterlei-
tung von Fremdgeld festgestellt wird. 
Den vorliegenden Unterlagen konnte der 
Ausschuss nicht entnehmen, dass der 
gegnerische Rechtsanwalt gegen seine 
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anwaltlichen Berufspflichten verstoßen 
haben könnte. 

Soweit die Petentin den Wunsch 
geäußert hatte, dass die gesetzlichen 
Grundlagen für die Tätigkeit der Rechts-
anwaltskammern grundsätzlich geän-
dert werden sollten, wurde sie darauf 
hingewiesen, dass die Gesetzgebungs-
kompetenz für die Bundesrechtsan-
waltsordnung beim Bund liegt und sie 
sich deshalb an den Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestages wenden 
müsse.

12. Esskultur im Justizvollzug 

Auch Strafgefangenen in Haftanstal-
ten des Landes Brandenburg steht das 
Petitionsrecht als Jedermannrecht zu. 
Neben Kritik an dem die Haft begrün-
denden Strafprozess werden hier regel-
mäßig die Haftbedingungen themati-
siert, wozu auch die Essensversorgung 
gehört. Vorliegend nahm die Petentin 
Anstoß an der Tatsache, dass in der be-
treffenden Haftanstalt das Mittagessen 
in einer Schüssel serviert wird, unab-
hängig davon, ob es nur aus einer Kom-
ponente – zum Beispiel Suppe – oder 
mehreren Komponenten – zum Beispiel 
Kartoffeln, Fleisch und Gemüse – be-
steht. Dadurch wäre bereits vor dem 
Verzehr alles vermischt. Das für die Auf-
sicht über die Justizvollzugsanstalten 
zuständige Ministerium vermochte die-
se Verfahrensweise zuerst nicht zu be-
anstanden. In der Praxis wünsche die 
Mehrzahl der Gefangenen sättigende 
Portionen, deren Darreichung auf Tellern 
wegen der Gefahr eines erschütterungs-

bedingten Überlaufens auf dem Trans-
portweg von der Küche zu den Ausga-
bestellen kleiner ausfallen würde. Die 
Petentin wurde in diesem Zusammen-
hang auf die Möglichkeit verwiesen, ihre 
Mittagsmahlzeit vor dem Verzehr auf ei-
nem Teller anzurichten.

Weder die Portionsgröße noch 
ein mögliches Überlaufen waren nach 
Ansicht des Ausschusses taugliche 
Argumente für diese Form der Mit-
tagsversorgung, soweit es sich nicht 
um Suppe handelt. Die den Strafge-
fangenen darzureichende Menge an 
Nahrungsmitteln richtet sich nach den 
gesundheitsmedizinischen Vorgaben 
zur erforderlichen Kalorienzufuhr sowie 
Nährstoffversorgung. Der Hinweis, die 
Petentin könne sich ihre Mittagskost 
gern aus der einen Schüssel vor dem 
Verzehr auf einem Teller anrichten, kon-
terkarierte gar den Beschwerdegegen-
stand. Er wäre nur zielführend, wenn alle 
Komponenten jeweils in einer separaten 
Schüssel bereitgestellt würden. Vor die-
sem Hintergrund drängte der Petitions-
ausschuss auf eine angemessene Form 
für die Bereitstellung des Mittagessens 
in der betreffenden Haftanstalt.
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In der Folge kam es zu einem Ver-
gleich des Geschirrs zur Ausgabe der 
Mittagsmahlzeiten aller Justizvollzugs-
anstalten. Dabei wurde festgestellt, 
dass in den anderen Haftanstalten – in 
Abhängigkeit von der Anzahl der ein-
zelnen Komponenten der Mittagskost 
– entweder dreigeteilte Edelstahlmena-
gen oder nicht unterteilte Edelstahlbe-
hälter genutzt werden. Die überkomme-
ne Praxis in der kritisierten Haftanstalt 

stammte noch aus einer Zeit, wo sich 
in Ermangelung von Fahrstühlen der 
Essentransport schwierig gestaltete. Mit 
dem Umzug in einen Gebäudeneubau 
erfolgte jedoch keine Umstellung. Im 
Ergebnis wurde der Leiter der betreffen-
den Justizvollzugsanstalt gebeten, alle 
Transportbehältnisse der Mittagsversor-
gung auszutauschen und dem landes-
weiten Standard anzupassen.
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34 VERTEILUNG DER PETITIONEN AUF SACHGEBIETE

Übersicht: Verteilung der Petitionen 
auf Sachgebiete

Statistische Angaben:
Die beim Petitionsausschuss vom 8. Oktober 2016 bis zum 7. Oktober 2017 eingegan-
genen Petitionen betreffen folgende Sachgebiete:

Prozent

Bauordnungsrecht  3,1

Bauplanungsrecht 1,6

Denkmalschutz 0,7

Wohnung, Miete, Wohnungsbau 0,7

Grundstückspacht und -erwerb 1,9

Offene Vermögensfragen, Entschädigung 0,4

Schulwesen 4,8

Familie, Kita, Jugend, Sport 2,8

Wissenschaft, Hochschulwesen 0,5

Kultur 0,2

Medien, Rundfunk- und Fernsehangelegenheiten 1,7

Sozialwesen ohne SGB II 1,4

SGB II 2,2

Sozialversicherungen 3,1

Gesundheitswesen 2,7

Behindertenangelegenheiten 2,0

Psychiatrische Einrichtungen 0,8



35VERTEILUNG DER PETITIONEN AUF SACHGEBIETE

Prozent

Justizvollzug 6,6

Ausländer- und Asylwesen, Eingliederung 1,3

Parlamentsangelegenheiten, Meinungsäußerungen 1,8

Steuern und Finanzen 2,4

Gebühren, Beiträge 4,7

Trinkwasserver-, Abwasserentsorgung 2,3

Haftung des Staates und der Kommunen 0,1

Natur und Umwelt 5,7

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 2,2

ÖPNV/Schienen- und Luftverkehr 3,7

Gewässerunterhaltung und -ausbau 1,7

Energiegewinnung und -versorgung 1,6

Öffentlicher Dienst 6,6

Polizei und Feuerwehr 2,8

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 4,0

Kommunalrecht und -aufsicht 5,2

Justiz, Rechtspflege, Gnadensachen 6,6

Rehabilitation und Häftlingshilfe 0,8

Grundbuchsachen, Kataster, Vermessung 0,4

Wirtschaft, Wirtschaftsförderung 0,7

Arbeit und Ausbildung 0,7

Straßenbau 4,8

Straßenverkehr, Verkehrssicherheit 2,5

Anmerkung:
Wegen der Auf- bzw. Abrundungen entspricht die Summe der Prozentangaben nicht 
100 %.
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Der Petitionsausschuss ist erreichbar unter:

Landtag Brandenburg
Petitionsausschuss
Alter Markt 1
14467 Potsdam

Telefon 0331 966-1135
Fax 0331 966-1139
petitionsausschuss@landtag.brandenburg.de

Die vorstehende E-Mail-Adresse kann nicht für das Einreichen einer elektronischen 
Petition genutzt werden. Möchten Sie Ihre Petition auf elektronischem Weg einreichen, 
muss ein Verfahren verwendet werden, das die Person des Petenten erkennen lässt. 
Neben E-Postbrief oder Ähnlichem steht hierfür insbesondere ein Online-Formular im 
Internet unter www.petition.landtag.brandenburg.de zur Verfügung. Eine einfache E-Mail 
ist dagegen nicht ausreichend.

Kontakt
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